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stens einem Jahre, allein oder in Verbindung mit anderen 
Strafen oder mit Nebenfolgen, erkannt werden wird.

(3) Erhebt bei Zuwiderhandlungen gegen die Vorschrif­
ten über die Erhebung öffentlicher Abgaben und Gefälle 
die Verwaltungsbehörde die öffentliche Klage, so kann sie 
den Antrag in gleicher Weise stellen wie die Staatsanwalt­
schaft.

Anm.: Vgl. Anm. zu § 24.

Weitere Zuständigkeit des Amtsrichters.
§ 26

(1) Der Amtsrichter allein entscheidet ferner hei den 
Verbrechen des schweren Diebstahls und der Hehlerei so­
wie bei solchen strafbaren Handlungen, die nur wegen 
Rückfalls Verbrechen sind, wenn die Staatsanwaltschaft 
es bei Einreichung der Anklageschrift oder, falls es einer 
Anklageschrift nicht bedarf, bei mündlicher Erhebung 
der Anklage beantragt.

(2) Der Beschuldigte kann während der für die Erklä­
rung auf die Anklageschrift gesetzten Frist oder, falls 
ohne schriftlich erhobene Anklage zur Hauptverhandlung 
geschritten wird, bis zum Beginne seiner Vernehmung zur 
Sache widersprechen. Er ist bei der Mitteilung der An­
klageschrift oder, falls ohne schriftlich erhobene Anklage 
zur Hauptverhandlung geschritten wird, vor dem Beginne 
seiner Vernehmung zur Sache über sein Recht zum Wider­
spruche zu belehren.

Anm.: Vgl. Anm. zu § 24.

Ausnahmen von der Zuständigkeit des Amtsrichters.
§ 26a

In den Fällen des § 25 Abs. I Nr. 2 c und des § 26 soll 
die Staatsanwaltschaft den Antrag nicht stellen, wenn
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